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Eine inhaltliche Analyse der Verständigung im deutschen Strafprozess aus der     

Perspektive eines Außenstehenden 
 

Von Prof. Dr. Norio Tsujimoto, Osaka (Japan)* 
 
 
I. Einleitung 

Das Strafverfahren zielt auf materielle Wahrheitsfindung ab, 
anders als der Zivilprozess, in dem die Dispositionsmaxime 
gilt.1 Daher muss das Gericht im Wesentlichen von Amts 
wegen die Wahrheit zu finden suchen, ohne Bindung an die 
Wünsche der Prozessparteien (§ 244 Abs. 2 StPO). Es gibt 
allerdings Einschränkungen für die menschlichen Fähigkeiten 
und für die Mittel, die der Staat der Justiz zur Verfügung 
stellt. Außerdem kann es dazu kommen, dass die Wahrheits-
ermittlung mit anderen wichtigen Interessen in Konflikt ge-
rät. Kann in diesem Fall das Gericht mit den Prozessbeteilig-
ten den Stand des Verfahrens erörtern, eine Absprache treffen 
und so zu einem Urteil gelangen? 

Die Verständigung (oder Absprache) ist dem „plea bar-
gaining“ ähnlich, das schon im anglo-amerikanischen Straf-
prozess stattfindet. Die deutsche Literatur hat es bisher so    
verstanden, dass im amerikanischen Strafprozess, anders als 
im deutschen Prozess, der Parteiprozess gilt, und dass erst in 
einer solchen Prozessstruktur „plea bargaining“ erlaubt ist.2 
Im Parteiprozess ist das Gericht grundsätzlich an die Behaup-
tungen und die Beweise der Prozessparteien – Staatsanwalt 
und Angeklagter – gebunden. Deswegen muss das Gericht nur 
solche Tatsachen als Wahrheit anerkennen, die beide Parteien 
gemeinsam als Tatsache in den Prozess eingebracht haben, 
auch wenn sie falsch sein können. Demgegenüber muss das 
Gericht im Inquisitionsprozess mangels Bindung an die Par-
teien selbst die Wahrheit suchen, so dass hier die Absprache 
nicht eingeführt werden kann. In Deutschland ist es zumin-
dest theoretisch so verstanden worden. 

Dass es solche Absprachen im deutschen Strafprozess tat-
sächlich gab, gilt als Selbstverständlichkeit.3 Auch der Bun-
destag hat am 4.8.2009 die StPO reformiert und die Verstän-
digung eingeführt. Damit ist die Verständigung nicht nur   
tatsächlich existent, sondern auch rechtlich im Strafprozess 
gebilligt worden. 

Die deutsche Rechtslage, die im Wesentlichen die Inqui-
sitionsmaxime aufrechterhält und doch die Verständigung auf-

                                                 
* Der Verf. ist Lehrer des Straf- und Strafprozessrechtes an 
der Kinki Universität Osaka (Japan) und z.Z. Gastprofessor 
an der Universität Augsburg. Ich danke insbesondere Herrn 
Prof. Rosenau, seiner Frau und seinem Lehrstuhlteam, da sie 
mich in Deutschland sehr nett betreuen. 
1 Beulke, Strafprozessrecht, 12. Aufl. 2012, Rn. 21; Roxin/ 
Schünemann, Strafverfahrensrecht, 27. Aufl. 2012, § 1 Rn. 3 
ff. 
2 Weichbrodt, Das Konsensprinzip strafprozessualer Abspra-
chen, zugleich ein Beitrag zur Reformdiskussion unter beson-
derer Berücksichtigung der italienischen Regelung einver-
nehmlicher Verfahrensbeendigung, 2006, S. 326; Steinhögl, 
Der strafprozessuale Deal, Perspektiven einer Konsensorien-
tierung im Strafrecht, 1998, S. 141. 
3 Vgl. Dahs, Handbuch des Strafverteidigers, 7. Aufl. 2005, 
S. 354. 

nimmt, kann für uns Außenstehende, die das deutsche Recht 
rechtsvergleichend studieren wollen, sehr interessantes Mate-
rial bieten.4 In Japan gibt es keine Regelung zur Absprache, 
und auch in der Praxis soll sie nicht stattfinden. Aber kann 
man sagen, dass es keine Absprache im Strafverfahren gibt 
oder hat man einige Fälle mit solchen Problemen übersehen?5 
Niemand spricht darüber und viele bemerken es nicht einmal, 
obwohl es eine Situation wie früher in Deutschland gibt. In 
Japan gibt es das Opportunitätsprinzip, das Strafbefehlsver-
fahren und „Sokketsu-saiban“, so dass der konsensuale Fak-
tor auch schon im japanischen Strafprozess zu finden ist. 
Außerdem wird dort heute über die gesetzliche Einführung 
der Absprache heftig diskutiert, indem sie als neue Ermitt-
lungsmethode verstanden wird und an die Stelle der geheim 
stattfindenden Beschuldigtenvernehmung treten soll.6 

Man kann aber das ausländische Rechtssystem nicht di-
rekt übernehmen. Man muss die beiden Rechtssysteme genü-
gend vergleichen und um deren Unterschiede wissen; erst sind 
die gemeinsamen Faktoren und danach die Vor- und Nachteile 
zu suchen.7 In Deutschland ist das Abspracheproblem gesetz-
lich gelöst worden, aber es stellt sich die Frage, wie das in 
Zukunft die Strafjustiz beeinflussen wird und welche Prob-
leme eine solche Entwicklung für die japanische Diskussion 
bedeuten kann. 

Dieser Beitrag zielt darauf ab, die deutsche Verständigung 
aus der Perspektive eines Außenstehenden zu betrachten.  
Dabei kann es sein, dass etwas in Frage gestellt wird, obwohl 
es in Deutschland als Selbstverständlichkeit verstanden wird. 
Ich möchte solche Fragen hier ehrlich aufzeigen und von 
vielen deutschen Kollegen lernen, inwieweit ich mich geirrt 
habe. 
 
II. Die deutsche Verständigung 

1. Die Entwicklungsgeschichte 

Wie oben erwähnt ist die Verständigung in Deutschland erst 
am 4.8.2009 in die StPO eingeführt worden, war aber in der 
gerichtlichen Praxis seit längerem schon „Alltag des Gerichts“ 
gewesen.8 Deshalb ist es wertvoll, zunächst die Entwicklungs-

                                                 
4 Auch ich bin ein solcher Außenstehender, vgl. Fn. *. Ich bin 
schon länger am deutschen Abspracheproblem interessiert 
und habe darüber in Japan folgende Aufsätze geschrieben: 
Tsujimoto, Kinki Uni. L.R. 57-2 (2009), 1 (Teil 1); 58-1 
(2010), 1 (Teil 2); 59-1 (2011), 1 (Teil 3); ders., Kinki Uni. 
L.R. 57-4 (2010), 33; ders., Kinki Uni. L.R. 57-3 (2009), 17. 
5 S.u. III. 2. a) bb). 
6 Vgl. Rechtsausschuss des japanischen Justizministeriums: 
www.moj.go.jp/shingi1/shingi03500012.html (11.11.2012). 
7 Rosenau, in: Paeffgen (Hrsg.), Strafrechtswissenschaft als 
Analyse und Konstruktion, Festschrift für Ingeborg Puppe 
zum 70. Geburtstag, 2011, S. 1597 (S. 1614 ff.). 
8 Vgl. Widmaier, NJW 2005, 1985; Terhorst, GA 2002, 600 
(605 f.); Müller, Probleme um eine gesetzliche Regelung der 
Absprachen im Strafverfahren, 2008, S. 46. 
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geschichte der Verständigung zu überblicken, um das Verfah-
ren gut zu verstehen. 
 
a) Vor der „Grundsatzentscheidung“ des BGH 

Der BGH9 hat schon 1997 die wichtigste Entscheidung zur 
Absprache (Verständigung) gefällt, die immer als „Grundsatz-
entscheidung“10 bezeichnet wird. Damit hat der BGH die 
Regelung der Absprache für die Praxis getroffen; bis dahin 
gab es keine bestimmte Regelung. 

Früher hat es keine Methode in Deutschland gegeben, nach 
der im Strafverfahren die Prozessbeteiligten eine Vereinbarung 
schließen und damit ein Ergebnis finden konnten. Also sollte 
der Vergleich oder Deal mit dem deutschen Strafprozess nicht 
vereinbar sein, welcher als inquisitorisch charakterisiert wur-
de. Aber auch im deutschen Strafprozess gibt es seit jeher das 
Strafbefehlsverfahren (§§ 407 ff. StPO), und als die Opportu-
nitäts-Verfahrenseinstellung in die StPO eingeführt und er-
weitert wurde, ist die Zustimmung des Beschuldigten damit 
nach und nach ein wichtiger Faktor geworden, um den Fall zu 
erledigen.11 Daneben wurden aus wichtigen finanziellen Grün-
den allmählich immer mehr Absprachen im Strafprozess 
durchgeführt. 

Wann und durch wen eine solche vereinbarte Prozessfüh-
rung, die im Gesetz keine Grundlage hat, begonnen hat, ist 
unklar. Aber 1982 hat „Detlef Deal“ (aus Mauschelhausen) 
kritisiert, dass die Absprache in der gerichtlichen Praxis 
manchmal stattfindet und dass sie „fast jeder kennt […], fast 
jeder praktiziert […], nur keiner [darüber] spricht“,12 dass sie 
also im Verborgenen stattfindet. Danach wurde die Absprache 
sehr rasch in Literatur und Praxis als das wichtigste strafpro-
zessuale Problem heftig diskutiert. 

Während damals in der Literatur die kritischen Stimmen, 
die die Absprache im deutschen Strafprozess für unerlaubt 
hielten, vorherrschend waren, hat sie in der Praxis immer 
stattgefunden.13 
 
b) Grundsatzentscheidung (1997) und der Beschluss des 
Großen Senates (2005) 

Die chaotische Lage zwischen Literatur und Praxis hat ange-
dauert, bis am 28.8.1997 der 4. Strafsenat des BGH14 eine 
wichtige Entscheidung verkündet hat, um das Problem zu   
lösen und in Zukunft die Praxis zu regeln. Der Senat hat in 
seinem Urteil gesagt, dass die Absprache „nicht generell 
unzulässig“ sei und hat ihre Rechtmäßigkeit bestätigt. Zudem 
hat der Senat im Hinblick auf die Probleme in der Praxis zur 

                                                 
9 BGHSt 43, 195. 
10 Ioakimidis, Die Rechtsnatur der Absprache im Strafverfah-
ren, 2001, S. 71; Bömeke, Rechtsfolgen fehlgeschlagener  
Absprachen im deutschen und englischen Strafverfahren, eine 
rechtsvergleichende Untersuchung der Folgeprobleme straf-
prozessualer Verständigung, 2001, S. 21. 
11 Müller (Fn. 8), S. 20. 
12 Deal, StV 1982, 545. 
13 BGHSt 36, 210; 37, 10; 37, 99; 37, 298; 38, 102; 42, 46; 
42, 191. 
14 BGHSt 43, 195. 

Öffentlichkeit des Prozesses, zur Begrenzung des Absprache-
gegenstandes und zur grundsätzlichen Bindung der Abspra-
che (und die Voraussetzungen für die Lösung ab hier) Regeln 
aufgezeigt, um die Absprache im rechtsstaatlichen Strafverfah-
ren angemessen durchzuführen. 

Da damit gegenüber den vorherigen richterlichen Usancen 
bestimmtere Regeln entwickelt wurden, scheint das Abspra-
cheproblem zumindest in der gerichtlichen Praxis gelöst zu 
sein. Aber in der Tat haben sich nicht alle in der Praxis an   
diese Regeln gehalten. Dass auch nach der Grundsatzent-
scheidung immer noch die alte Methode (entgegen den rich-
terlichen Vorgaben) nicht selten stattgefunden hat, ist sicher, 
weil manchmal die Absprache Grund für eine Revision ge-
wesen ist.15 Dass in der Praxis manchmal die richterlichen 
Regelungen umgangen werden konnten, hat seine Ursache 
darin, dass man nach dem Verzicht auf Rechtsmittel als Vo-
raussetzung für eine Absprache einfach einer nachträglichen 
Kontrolle in der Revisionsinstanz entgehen konnte. Obwohl 
sich auch der BGH in der Grundsatzentscheidung dieses 
Problems bewusst war und den Rechtsmittelverzicht als Vo-
raussetzung für die Absprache verboten hat, gab es doch 
keine Möglichkeit, die Verletzung gegen die Regeln durch 
die Justiz zu korrigieren, wenn der Beschuldigte als An-
spruchsberechtigter auf Rechtsmittel verzichtet hat und damit 
die Rechtskraft der erstrichterlichen Entscheidung eingetreten 
ist. Auch wenn der Rechtsmittelverzicht trotz Verbotes in der 
Absprache versprochen wurde und der Beschuldigte in der 
Tat nach einem solchen Versprechen auf Rechtsmittel ver-
zichtete, hätte man daher eine Möglichkeit anerkennen müs-
sen, dass der Fehler in der Revisionsinstanz korrigiert werden 
kann, um die Rechtmäßigkeit der Absprache zu sichern. 

Damit war die Möglichkeit des Rechtsmittels das wich-
tigste Problem, das die Rechtmäßigkeit der Absprache garan-
tieren konnte. Aber die Auffassung des BGH war in den     
Senaten unterschiedlich.16 Daher hat der BGH im Jahr 2005 
den Großen Senat für Strafsachen angerufen.17 Dieser hat 
über die Frage der Rechtmäßigkeit des Rechtsmittelverzichts 
auf Grund der Absprache entschieden.18 Um die Rechtmä-
ßigkeit der Absprache zu sichern, wurde der Rechtsmittelver-
zicht für nichtig erklärt, wenn er in der Absprache trotz Ver-
botes vereinbart und daraufhin erklärt wurde. Also ist die 
später erhobene Revision wirksam. Da aber auch die Rechts-
sicherheit wichtig ist und der Rechtsmittelverzicht als solcher 
bei anderen Prozessakten des Beschuldigten außerhalb von 
Absprachen wirksam bleibt, hat der Große Senat den Ver-
zicht nach einer qualifizierten Belehrung für wirksam gehal-
ten, wenn neben der normalen Belehrung das Gericht den 
Beschuldigten darüber belehrt hat, dass „er ungeachtet der 
Absprache in seiner Entscheidung frei ist, Rechtsmittel einzu-
legen“. 

                                                 
15 BGHSt 45, 51; 45, 227; BGH NStZ 2000, 386; BGH StV 
2001, 557; BGH NStZ-RR 2002, 114; BGH StraFo 2004, 21. 
16 S. BGH NJW 2003, 3426; 2004, 1335; 2004, 1386; BGH 
NStZ 2004, 164. 
17 BGH NJW 2004, 2536. 
18 BGHSt 50, 40. 
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Daneben hat der Große Strafsenat erneut die Absprache 
für grundsätzlich rechtmäßig erklärt und dafür die Vorausset-
zungen aufgezeigt, wenn auch als obiter dictum. Der Große 
Senat für Strafsachen ist nicht nur im Wesentlichen der 
Grundsatzentscheidung aus dem Jahre 1997 gefolgt – abge-
sehen von der Erweiterung der Voraussetzung für den Wider-
ruf von Absprachen – sondern hat auch die restlichen Prob-
leme aufgezeigt. Schließlich hat der Große Senat einen ge-
setzgeberischen Akt gefordert, indem er an den Gesetzgeber 
appelliert hat, dass „die Zulässigkeit und, bejahendenfalls, die 
wesentlichen rechtlichen Voraussetzungen und Begrenzun-
gen von Urteilsabsprachen gesetzlich zu regeln“ sind. 
 
c) Die Gesetzesnovelle vom 4.8.2009 

Wie oben bereits gesagt, ist der Gesetzgeber vom BGH aus-
drücklich zum Handeln aufgefordert worden. Doch hatte man 
sich schon früher immer wieder mit einer Gesetzesregelung 
auseinandergesetzt. Die einschlägige Literatur zu diesem  
Problem hat teilweise Gesetzgebungsvorschläge enthalten19 
und die verschiedenen Verbände einschließlich der Bundes-
rechtsanwaltskammer haben in diesem Zusammenhang viele 
Vorschläge de lege ferenda vorgelegt.20 

Namentlich die Vorschläge, die von der Bundesregierung 
mehrmals vorgelegt wurden, waren von wirklich gesetzgebe-
rischer Bedeutung. Der erste Vorschlag der Bundesregierung 
waren die „Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens“ im 
Jahr 2001.21 Er hat auf eine Strafverfahrensreform zur Be-
schleunigung und Stärkung des Opferschutzes abgezielt; als 
Mittel dafür wurde die Einführung der Absprache erwähnt. 
2004 haben dann das Bundesministerium der Justiz und die 
damaligen Koalitionsregierungsparteien (die Fraktion der SPD 
und die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen) gemeinsam 
einen „Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfah-
rens“22 vorgelegt. Dieser hat die Eckpunkte von 2001 über-
nommen, doch erstmals auch einen konkreten Gesetztext  
enthalten. 

Dann hat nach dem Beschluss des Großen Senates für 
Strafsachen das Bundesministerium der Justiz 2006 den „Re-
ferentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständi-
gung im Strafverfahren“23 vorgelegt. Wie der Titel zeigt, hat 
der Entwurf als Hauptziel auf die Einführung der Absprache 
gezielt. Zwar ist man dem Entwurf von 2004 gefolgt, man 
hatte aber auch den Beschluss des Großen Senates von 2005 
im Blick. In demselben Jahr hat auch der Bundesrat einen 
ersten „Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständi-

                                                 
19 Insb. Müller (Fn. 8), S. 281 ff. 
20 Deutscher Richterbund NJW 1990, 2993; ders., StV 1993, 
280; Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer, 
Thesen zur Strafverteidigung, 1992, S. 66 ff.; ders., ZRP 
2005, 235; Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins, 
Gesetzesvorschlag v. 21.8.2006: http://www.anwaltverein.de 
/03/05/2006/46-06.pdf.; Vorschlag der Generalstaatsanwäl-
tinnen und Generalstaatsanwälte v. 24.11.2005, abgedruckt in 
NJW 1-2/2006, XVI. 
21 Abgedruckt in StV 2001, 314. 
22 Abgedruckt in StV 2004, 228. 
23 http://www.bmj.de/files/-/1234/RefE%20Verständigung.pdf. 

gung im Strafverfahren“24 vorgelegt. Dies war ein Entwurf 
des Landes Niedersachsen, der nach Überprüfung im Rechts-
ausschuss des Bundesrates teilweise abgeändert worden ist. 
Dieser Entwurf ist vom Entwurf der Regierung und des Bun-
desministeriums der Justiz nicht nur förmlich, sondern auch 
substantiell zu unterscheiden. 

Letztlich hat die Bundesregierung 2009 einen „Entwurf 
eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafver-
fahren“25 als letzten Vorschlag abgefasst. Hierzu hat der  
Bundesrat Stellung genommen. Die Bundesregierung hat mit 
dieser Stellungnahme dem Bundestag den Gesetzesentwurf 
vorlegt. Diese Vorlage hat der Bundestag am 28.5.2009 be-
schlossen. Damit ist das Verständigungsgesetz am 4.8.2009 
in Kraft getreten. 
 
2. Übersicht über die Novelle 

Mit dem „Gesetz zur Regelung der Verständigung im Straf-
verfahren“ vom 29.7.2009 ist die Verständigung erstmals in 
die StPO eingefügt worden. Die Kernpunkte kann man wie 
folgt kurz zusammenfassen. 
 
a) Die formelle Seite 

Erstens sollte als formelle Seite die Öffentlichkeit und Trans-
parenz zum Zustandekommen der Verständigung erwähnt 
werden. Die Verständigung als solche ist in der öffentlichen 
Hauptverhandlung (§ 169 GVG) abzuschließen (§ 257c Abs. 1 
S. 2 StPO). In der Regel sollte allerdings die Erörterung zwi-
schen den Prozessbeteiligten vor der Verständigung stattfinden 
und der abzusprechende Inhalt dort bestimmt werden.26 Der 
Gesetzgeber hat daher einerseits solche Erörterungen nicht 
nur während (§ 257b StPO), sondern auch vor oder außerhalb 
der Hauptverhandlung erlaubt (§§ 160b Abs. 1, 202a Abs. 1, 
212 StPO), aber andererseits gefordert, den wesentlichen    
Inhalt dieser Erörterung aktenkundig zu machen (§§ 160b Abs. 
2, 202a Abs. 2, 212 StPO) und in der Hauptverhandlung 
mitzuteilen (§ 243 Abs. 4 StPO). Daneben ist, wenn die Ver-
ständigung stattgefunden hat, dies in den Urteilsgründen 
anzugeben (§ 267 Abs. 3 S. 5 StPO); in das Sitzungsprotokoll 
ist der wesentliche Inhalt und der Ablauf aufzunehmen 
(§§ 273 Abs. 1 S. 2, Abs. 1a S. 1 StPO). Wenn die Verstän-
digung nicht stattgefunden hat, ist „auch dies“ im Protokoll 
zu vermerken. Mit dieser Regel soll die Öffentlichkeit und 
Transparenz gewahrt und die Möglichkeit der nachträglichen 
Kontrolle gesichert werden.27 

Zweitens kommt die Verständigung erst zustande, wenn 
Angeklagter und Staatsanwalt dem Vorschlag des Gerichtes 
zustimmen (§ 257c Abs. 3 S. 4 StPO). Verständigungssubjekte 
sind danach Gericht, Staatsanwalt und Angeklagter. In der 
Regel tritt aber der Strafverteidiger als Vertreter für den An-
geklagten in der Erörterung auf. Der Gesetzgeber hat die Zu-
stimmung des Angeklagten als Voraussetzung für das Zustan-
dekommen der Verständigung bestimmt, weil dies im Hin-

                                                 
24 BR-Drs. 235/06; BT-Drs. 16/4197. 
25 BT-Drs. 16/12310. 
26 Altenhain/Haimerl, GA 2005, 281 (283). 
27 BGHSt 43, 195 (206); BT-Drs. 16/12310, S. 12 f. 
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blick auf den Schutz der Verfahrensteilnahme des Beschuldig-
ten sehr wichtig ist. Er spielt die eigentliche Hauptrolle, weil 
er in seinem Strafverfahren über sein Schicksal entscheiden 
soll. Auch der Nebenkläger als Verletzter kann in der Erörte-
rung teilnehmen, seine Zustimmung ist aber keine Vorausset-
zung für das Zustandekommen der Verständigung.28 
 
b) Die materielle Seite 

Als materielle Seite der Verständigung hat der Gesetzgeber 
den absprechbaren Inhalt im Gesetz deutlich bestimmt (§ 257c 
Abs. 2 und Abs. 3 StPO). Danach sollte einerseits das Ge-
ständnis des Beschuldigten „jederzeit“ Bestandteil der Ver-
ständigung sein, andererseits kann das Gericht den Inhalt, die 
Rechtsfolgen und andere Maßnahmen versprechen. Vor allem 
die Angabe der im Urteil zu erkennenden konkreten Strafe 
wäre bei der Entscheidung des Beschuldigten für die Frage, 
ob er dem Vorschlag des Gerichts zustimmen sollte, sehr 
wichtig; doch darf das Gericht nur eine „Ober- und Unter-
grenze“ und nicht die genaue Strafe angeben (§ 257c Abs. 3 
StPO). Denn der Inhalt des Urteil ist unter allen Umständen 
„aus dem Inbegriff der Verhandlung“ zu entscheiden, so dass 
er im Voraus nicht bestimmt werden darf (vgl. § 261 StPO).29 

Im Gegensatz dazu darf Gegenstand der Verständigung 
nur die Rechtsfolge, nicht aber der Schuldspruch selbst sein. 
Denn der Schuldspruch als solcher muss sich nach dem Er-
mittlungsgrundsatz aus der Hauptverhandlung ergeben.30   
Damit ist die deutsche Verständigung von dem anglo-
amerikanischen „plea bargaining“ zu unterscheiden. Wenn 
der Beschuldigte wegen der Absprache ein Geständnis anbie-
tet, muss das Gericht die Glaubhaftigkeit des Geständnisses 
prüfen und sich davon überzeugen, bevor es darauf die Ver-
urteilung stützt.31 Außerdem darf auch der Rechtsmittelver-
zicht nicht Gegenstand der Verständigung sein. Das Verbot 
ist im letzten Gesetzesentwurf ausdrücklich geregelt, wurde 
aber im Gesetz gestrichen, weil er überflüssig ist, da parallel 
nach § 302 Abs. 1 S. 2 StPO der Verzicht ausgeschlossen 
wurde, wenn dem Urteil eine Verständigung vorausgegangen 
ist. Damit sollte die Möglichkeit der nachträglichen Kontrolle 
gegenüber der Verständigung eingeführt werden.32 Darüber 
hinaus sind Maßregeln der Besserung und Sicherung als 
Gegenstand der Verständigung ausdrücklich verboten. 
 
c) Die Wirkung 

Nachdem einmal die Verständigung zustande gekommen ist, 
sind die Verständigten mit ihrem Versprechen im folgenden 
Prozess gebunden. Der Beschuldigte ist aber frei, seine Ein-
stellung zu ändern, in der Haupthandlung sein früher angebo-
tenes Geständnis zurückzunehmen und seine Schuld zu leug-
nen. Denn das Geständnis muss vom Beschuldigten ganz frei-
willig angeboten werden; das gilt nicht nur bei dem Verspre-

                                                 
28 BT-Drs. 16/12310, S. 14. 
29 BGHSt 43, 195 (206). 
30 BGHSt 43, 195 (204); 50, 40 (48). 
31 BGHSt 50, 40 (49). 
32 BT-Drs. 16/12310, S. 14. 

chen, sondern auch schon bei dem Angebot des Geständnis-
ses.33 

Die Bindungswirkung des Gerichts ist wichtiger. In der 
Regel sollte das Gericht seine Verpflichtung erfüllen, nach-
dem der Angeklagte seine Verpflichtung erfüllt, also das   
Geständnis abgelegt hat, so dass die Stellung des Beschuldig-
ten dann sehr gefährdet wäre, wenn das Gericht willkürlich 
von der Verständigung abweichen könnte. Kommt die Ver-
ständigung einmal zustande und hat der Beschuldigte das 
Geständnis abgelegt, muss das Gericht daher im Wesentli-
chen an sein Versprechen gebunden sein.34 

Wenn allerdings eine solche Bindungswirkung absolut gäl-
te, dann könnte die Anforderung der Wahrheitsermittlung im 
Strafprozess unter Umständen gefährdet sein. Der Gesetzge-
ber hat daher dem Gericht erlaubt, von der Verständigung   
ausnahmsweise dann abzuweichen, „wenn rechtlich oder tat-
sächlich bedeutsame Umstände übersehen worden sind oder 
sich neu ergeben haben und das Gericht deswegen zu der 
Überzeugung gelangt, dass der in Aussicht gestellte Straf-
rahmen nicht mehr tat- oder schuldangemessen ist“ (§ 257c 
Abs. 4 S. 1 StPO). Dasselbe gilt, wenn der Beschuldigte das 
in Aussicht gestellte Geständnis nicht anbietet (§ 257c Abs. 4 
S. 2 StPO). Dann muss das Gericht ein Abweichen von der 
Verständigung unverzüglich mitteilen (§ 257c Abs. 4 S. 4 
StPO). Die Mitteilung sollte in Beschlussform mit Gründen 
verkündet werden.35 

Wenn das Gericht von der Verständigung abweicht, dann 
darf es das Geständnis des Beschuldigten nicht als Beweis  
verwerten (§ 257c Abs. 4 S. 3 StPO). Es hat auf die Gültig-
keit der Verständigung und damit auf das in Aussicht gestell-
te Ergebnis vertraut, so dass die Wirkung des Geständnisses 
außer Kraft gesetzt werden muss, wenn die Wirkung der 
Verständigung entfällt.36 Denn es sollte zwischen dem Erfor-
dernis der Wahrheitsermittlung im Prozess und dem Schutz 
des Vertrauens des Beschuldigten gegenüber der Verständi-
gung Einklang hergestellt werden. 
 
d) Die Möglichkeit der nachträglicher Kontrolle 

Nachdem das erstinstanzliche Urteil erlassen worden ist, muss 
es nachträglich verbessert werden können, wenn das Verfah-
ren oder der Inhalt fehlerhaft sind. Insoweit ist das Rechts-
mittel ein wichtiges System dafür, dass ein rechtsstaatliches 
Strafverfahren sichergestellt wird, auch um zu klären, ob die 
Verständigung stattgefunden hat oder nicht.37 

Über eine Einschränkung des Rechtsmittels wurde bei der 
Gesetzgebung heftig diskutiert. Beispielsweise hat der Ent-

                                                 
33 Hauer, Geständnis und Absprache, 2007, S. 262 ff. 
34 BT-Drs. 16/12310, S. 14. 
35 Niemöller, in: Niemöller/Schlothauer/Weider (Hrsg.), Ge-
setz zur Verständigung im Strafverfahren, Kommentar, 2010, 
S. 106; Jahn, StV 2011, 497 (500); dazu s.a. BGH StV 2011, 
462. 
36 Graumann, Vertrauensschutz und strafprozessuale Abspra-
chen, 2006, S. 185 ff. 
37 Kleinbauer, Rechtsmittelverzicht und Rechtsmittelzurück-
nahme des Beschuldigten im Strafprozeß, 2006, S. 15. 
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wurf des Bundesrats von 200638 vorgeschlagen, dass die    
Berufung als nachträgliche Kontrolle der Tatsachenfeststel-
lung ganz ausgeschlossen wird und dass die Revision auf 
Verfahrensfehler bei der Verständigung auf absolute Revisi-
onsgründe eingeschränkt werden sollte, wenn dem Urteil eine 
Verständigung vorausgegangen ist. Auch der Entwurf des 
Bundesministeriums der Justiz von 200639 hat dieselbe Ein-
schränkung wie der Entwurf des Bundesrats vorgeschlagen, 
indes nur bei der Revision. Am Ende wurde aber entschieden, 
dass es keine Einschränkung bei den Rechtsmitteln gibt.40 

Was das Problem des Rechtsmittelverzichts angeht, ist man 
grundsätzlich dem Beschluss des Großen Senates von 200541 
gefolgt. Das Gericht darf sich nicht in der Verständigung vom 
Beschuldigten den Rechtsmittelverzicht versprechen lassen 
und hat bei der Urteilsverkündung ihn auch darüber zu beleh-
ren, dass „er in jedem Fall frei in seiner Entscheidung ist, ein 
Rechtsmittel einzulegen“, wenn dem Urteil die Verständigung 
vorausgegangen ist; unabhängig davon, ob er einen solchen 
Verzicht versprochen hat oder nicht (§ 35a S. 3 StPO). Inso-
weit hatte aber der BGH entschieden, dass der Rechtsmittel-
verzicht des Beschuldigten gültig ist und damit das erstin-
stanzliche Urteil in Rechtskraft erwächst, wenn der Beschul-
digte erst nach einer qualifizierten Rechtsmittelbelehrung frei-
willig verzichtet hat.42 Diese Auffassung haben die folgenden 
Gesetzesentwürfe übernommen, und zwar auch der letzte Ent-
wurf der Bundesregierung von 2009.43 Aber eine solche Re-
gel wurde im Gesetzgebungsverfahren ausgeschlossen. Nach 
geltendem Gesetz (§ 302 S. 2 StPO) heißt es: „Ist dem Urteil 
eine Verständigung (§ 257c StPO) vorausgegangen, ist ein 
Verzicht“ ausgeschlossen.44 
 
III. Einzelne Probleme und die Betrachtung aus der Per-

spektive eines Außenstehenden 

1. Im Allgemeinen 

a) Der Ermittlungsgrundsatz und das Parteiverfahren 

Der Inquisitionsprozess (= Ermittlungsgrundsatz) beschreibt 
ein Prozess-System, in dem das Gericht von Amts wegen die 
Wahrheitsermittlung betreibt und an die Geltendmachung von 
Beweisen durch die Staatsanwaltschaft oder den Beschuldig-
ten nicht gebunden ist.45 Demgegenüber ist das Parteiverfah-
ren ein Prozess-System, dass die Prozessführung im Wesent-

                                                 
38 BR-Drs. 235/06; BT-Drs. 16/4197. 
39 http://www.bmj.de/files/-/1234/RefE%20Verständigung.pdf. 
40 BGBl. I 2009, S. 2353. 
41 BGHSt 50, 40 (62). 
42 BGHSt 50, 40 (62). 
43 BT-Drs. 16/12310, S. 6. 
44 Auch auf dem 68. DJT in Berlin 2010 ist das qualifizierte 
Belehrungsproblem besprochen und dabei kritisiert worden, 
dass „ein Rechtsmittelverzicht nach qualifizierter Belehrung 
wirksam ist“ (Kato, in: Ständige Deputation des Deutschen 
Juristentages [Hrsg.], Verhandlungen des 68. Deutschen 
Juristentages, Bd. II/2, 2011, Teil N S. 117). Insoweit gibt es 
aber schon eine gesetzgeberische Lösung. 
45 Beulke (Fn. 1), Rn. 21; Roxin/Schünemann (Fn. 1), § 1 
Rn. 3 ff. 

lichen den Prozessparteien, also Staatsanwalt und Beschul-
digtem, überlässt und bei dem sich das Gericht zurückhalten 
sollte. Während ersteres für den Kontinent einschließlich für 
Deutschland typisch ist, ist letzteres für den anglo-amerikani-
schen Raum charakteristisch.46 

Bisher hat die Auffassung, die sich gegen die Absprache 
ausspricht, als Grund dafür angegeben, dass der vom Ermitt-
lungsgrundsatz beherrschte deutsche Strafprozess mit einem 
Verhandlungs-Prozesstyp nicht vereinbar ist, in dem das   
Gericht und die Prozesspartei zusammen den Ausgang be-
stimmen.47 Da das Gericht in der Hauptverhandlung zu allen 
tatsächlichen und rechtlichen Punkten Beweis aufnimmt, um 
seine Aufgabe zur Wahrheitsermittlung zu erfüllen, soll ein 
Verfahren, bei dem das Gericht und die Prozessparteien eine 
Vereinbarung treffen, für den Inquisitionsprozess nicht   
geeignet sein. 

In den letzten Jahren mehrten sich aber die Stimmen, die 
sich für eine Absprache auch in Deutschland aussprachen. 
Vor allem Rosenau hat behauptet, dass der strukturelle Unter-
schied zwischen Inquisitionsprozess und Parteiprozess in  
Bezug auf eine Einführung der Absprache kein wesentliches 
Problem darstellt, weswegen sie auch unter der Inquisitions-
maxime eingeführt werden kann.48 Er führt unter rechtsver-
gleichenden Aspekten aus, dass erstens das „plea bargaining“ 
auch dem Wesen des amerikanischen Strafprozesses niemals 
entsprach und ein relativ neues System sei, und dass zweitens 
bestätigt wurde, dass die Inquisitionsmaxime der Einführung 
der Absprache nicht im Wege stehe, wie die europäischen  
Tendenzen einschließlich in Frankreich, Italien usw. zur 
Strafjustizreform gezeigt haben. 

Dass aber die Reform in den europäischen Ländern ei-
gentlich unter Erhaltung der Inquisitionsmaxime durchgeführt 
wurde, ist an sich in Frage gestellt worden. Eine Literatur-
meinung hat im Hinblick auf die italienische Reform gesagt, 
dass sich damit der italienische Strafprozess schon zum Partei-
prozess verändert hat.49 Wenn auch der erwähnte Aspekt den 
amerikanischen Strafprozess unter geschichtlichen Gesichts-
punkten analysiert hat, scheint dieser Schluss vorschnell zu 
sein. Denn für die Argumentation ist im konkreten Problem 
nicht die Geschichte, sondern die Übereinstimmung mit der 
geltenden wesentlichen Prozess-Struktur maßgeblich. 

Insoweit bezweifle ich die Fragerichtung als solche, ob es 
richtig ist, dass unter Erhaltung des Inquisitionsgrundsatzes 
die Absprache eingeführt werden kann. Wenn nämlich die Ab-
sprache in die StPO eingeführt wird und sie am besten der 
Wahrheitsermittlung dient, dann steht sie mit dem Amtsermitt-
lungsprozesssystem im Einklang. Andererseits braucht auch 
der Parteiprozess eine Bremse, wenn die Vereinbarung der 
Wahrheitsermittlung deutlich entgegensteht. 

                                                 
46 Rosenau, in: Rosenau/Kim (Hrsg.), Straftheorie und Straf-
gerechtigkeit, Deutsch-Japanischer Strafrechtsdialog, 2010, 
S. 45 (S. 53 ff.). 
47 Weigend, in: Canaris u.a. (Hrsg.), 50 Jahre Bundesgerichts-
hof, Festgabe aus der Wissenschaft, Bd. 4, Strafrecht, Straf-
prozeßrecht, 2000, S. 1011 (S. 1034 ff.). 
48 Rosenau (Fn. 46), S. 45 (S. 53 ff.); ders. (Fn. 7), S. 1614 ff. 
49 Pisani, ZStW 94 (1982), 457 (467). 
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Daher ist zu fragen, was im konkreten Prozess das Ge-
richt und jeder Prozessbeteiligte zu tun hat, unter der Voraus-
setzung, dass die Absprache in allen Prozesskulturen vorhan-
den sein kann. Insoweit hat der Gesetzgeber, als er zugleich 
die Verständigung eingeführt hat, bestimmt: „§ 244 Absatz 2 
bleibt unberührt“ (§ 257c Abs. 1 S. 2 StPO). Demnach gelten 
damit größere Einschränkungen als im Parteiprozess, unter 
denen die Absprache stattfindet. Also ist das Problem nicht 
das „Ob“, sondern das „Wie“. 

Ich denke, es ist die besondere Eigenschaft der deutschen 
Verständigung, dass auch nach Zustandekommen der Ver-
ständigung das Gericht von ihr abweichen kann und die Vo-
raussetzungen dafür klar bestimmt wurden. 
 
b) Die Abweichung von der Verständigung 

Das Gericht ist in der Regel an die einmal zustande gekom-
mene Verständigung gebunden. Aber „wenn rechtlich oder  
tatsächlich bedeutsame Umstände übersehen worden sind 
oder sich neu ergeben haben und das Gericht deswegen zu 
der Überzeugung gelangt, dass der in Aussicht gestellte Straf-
rahmen nicht mehr tat- oder schuldangemessen ist“, dann „ent-
fällt“ die Bindung der Verständigung (§ 257c Abs. 4 S. 1 
StPO). 

Insoweit geht es um die Voraussetzungen, unter denen 
das Gericht die einmal zustande gekommene Verständigung 
auflösen kann. Der Beurteilungsmaßstab ist die Überzeugung 
des Gerichts. Darin zeigt sich, dass der deutsche Inquisitions-
prozess nicht nur förmlich (§ 257c Abs. 1 S. 2 StPO), son-
dern auch substantiell aufrechterhalten wird. Wir dürfen das 
so verstehen, dass das materielle Schuldprinzip, wonach die 
Strafe des Täters mit seiner Schuld übereinstimmen50 muss, 
aufrechterhalten wird, weswegen auch in der Praxis die Wahr-
heitsermittlung und das Schuldprinzip gelten. 

Natürlich ist die Frage eines solchen Schuldprinzips und 
des materiellen Wahrheitsgrundsatzes eine politische Entschei-
dung, und man dürfte das an sich nicht kritisieren, es sei 
denn, dass der Nachteil den Vorteil überwiegt. Das heißt, die 
Fragestellung ist nicht richtig, ob ein solches System mit dem 
von der Amtsermittlung beherrschten deutschen Prozess über-
einstimmt. Wenn der Gesetzgeber die „amtsermittelnde“  
Verständigung eingefügt hat, dann muss das an sich als eine 
Eigentümlichkeit des deutschen Strafprozesses anerkannt 
werden. Das vorausgesetzt, geht es um die Frage, ob die 
Friktion oder der Schaden angemessen bleibt, die mit der 
Einführung eines solchen Systems verursacht werden. 

Damit ist das Problem der Vereinbarkeit von Amtsermitt-
lungsprinzip und Verständigung, das seit langem in Deutsch-
land diskutiert wurde, von der Gesetzgebung durch die Ver-
schmelzung oder den Kompromiss zwischen Amtsermittlungs-
grundsatz und Verständigung abschließend gelöst worden, so 
dass in Zukunft die nächsten Fragen erwogen werden sollten. 
 
c) Gültigkeit des Konsensprinzips 

Allerdings kann man vor dem Hintergrund der besonderen 
Problematik danach fragen, ob die Einführung der Verständi-

                                                 
50 BGHSt 43, 195 (208 ff.). 

gung bei Amtsermittlung als politische Entscheidung angemes-
sen ist,51 ob also die Verständigung auch in Zukunft im deut-
schen Strafprozess fixiert werden sollte. 

Insoweit müssen wir aber sagen, dass auch im deutschen 
Strafprozess schon das Strafbefehlsverfahren (§§ 407 ff. StPO) 
und die Opportunitäts-Verfahrenseinstellung (§§ 153 ff. StPO) 
die Zustimmung des Beschuldigten voraussetzen und der   
Besprechung zwischen den Prozessbeteiligten zueinander 
bedürfen, so dass das Verständigungsprinzip schon einiger-
maßen den deutschen Strafprozess durchdrungen hatte.52 

Auch in Japan gibt es ähnliche Systeme, weswegen es 
wichtig für zukünftige japanische Fragen ist, den Einfluss 
dieser Gesetzesreform zu verstehen. 
 
2. Spezielle Problemfelder 

a) Geständnis 

aa) Geständnis als Gegenstand der Verständigung 

Nach § 257c Abs. 2 S. 2 StPO soll ein Geständnis „Bestandteil 
jeder Verständigung“ sein. Damit ist gezeigt, dass die Ver-
ständigung das Mittel zum Erhalt des Geständnisses ist. Es ist 
nämlich wesentlicher Bestandteil, dass dem Geständnis die 
Rechtsfolge – normalerweise die mildere Strafe – folgt. 

In Japan gibt es die „HOKYO-Rule“ als verfassungsrecht-
liche Regelung (Art. 38 Abs. 3 jVerf.), wonach der Beschul-
digte nicht nur auf Grund des Geständnisses verurteilt werden 
darf, also andere Beweise neben dem Geständnis für eine Ver-
urteilung notwendig sind. Demgegenüber gibt es in Deutsch-
land keine solche Regelung im Gesetz. Deswegen darf das 
Gericht nur auf Grund des Geständnisses verurteilen. Wenn 
daher nach dem Verständigungsgesetz ein Geständnis als  
wesentlicher Bestandteil für eine mildere Strafe gefordert 
wird und damit der Beschuldigte leichter als jeher ein Ge-
ständnis anbieten kann, dann steigt die Effektivität der ge-
richtlichen Erledigung von Fällen enorm an, wodurch Justiz-
kosten eingespart werden können. 

Aber auch in Japan sollen glaubhafte Geständnisse den 
nach der HOKYO-Rule geforderten Beweisen genügen,53 so 
dass unabhängig vom Geständnis ein Sachbeweis nicht immer 
gefordert wird. Daher gibt es in der Tat keinen Unterschied 
zwischen Japan und Deutschland – in dem unter dem Amts-
ermittlungsgrundsatz die richterliche Überzeugung über die 
Glaubhaftigkeit des Geständnisses entscheidet – bezüglich der 
Bedeutung des Geständnisses. Damit kann die Behandlung des 
Geständnisses in Deutschland auch für die japanische Ver-
handlung belehrend sein. 
 
bb) Zulässigkeit des Geständnisses als Beweismittel 

(1) Bei gültiger Verständigung 

Wenn die Verständigung gültig ist und damit das Urteil, auf 
das Geständnis – welches der Beschuldigte nach Absprache 
gegen eine mildere Strafe abgegeben hat – zurückzuführen 
ist, dann muss man natürlich nach der Zulässigkeit des Ge-
ständnisses als Beweis fragen, weil für den Schuldspruch die 

                                                 
51 Müller (Fn. 8), S. 79 ff. 
52 Rosenau (Fn. 46), S. 45 (S. 66). 
53 Vgl. jOGH, Urt. v. 29.7.1948, j-OGH Str.Rspr. 2, 9, 1012. 
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Strengbeweisregel gilt. Da der nemo tenetur-Grundsatz nicht 
verletzt werden darf, darf der Beschuldigte nicht von Straf-
verfolgungsorganen zu einem Geständnis genötigt werden und 
muss freiwillig das Geständnis anbieten (vgl. § 136a Abs. 3 
StPO). 

Was bei Verständigungen für die Erlaubnis des Geständ-
nisses gilt, ist seit jeher schon in § 136a StPO diskutiert wor-
den.54 Diese Regelung realisiert den nemo tenetur-Grundsatz.55 
Das gegen diese Regelung gewonnene Geständnis darf als 
Beweis für die Verurteilung nicht verwendet werden, auch 
wenn der Beschuldigte zustimmt (§ 136a Abs. 3 StPO). Diese 
Regelung zählt die verbotenen Vernehmungsmethoden auf 
(§ 136a Abs. 1 StPO), insbesondere im Kontext mit der Ver-
ständigung „die Drohung mit einer nach seinen Vorschriften 
unzulässigen Maßnahme“ und „das Versprechen eines gesetz-
lich nicht vorgesehenen Vorteils“ (§ 136a Abs. 1 S. 3 StPO).56 

Zu letzterem fragt man sich, ob das Versprechen einer mil-
deren Strafe das Versprechen eines gesetzlich nicht vorgese-
henen Vorteils darstellt und damit verboten ist. Demgegen-
über hat das neue Gesetz geregelt, dass nach § 257c Abs. 2 
StPO die Rechtsfolgen – vor allem die mildere Strafe – und 
das Geständnis der wechselseitige Gegenstand der Absprachen 
sind. Deswegen wäre das Versprechen des Vorteils nach     
einer Verständigung bereits gesetzlich geregelt und damit das 
Problem schon gelöst worden. 

Zu ersterem steht in Frage, ob die Drohung mit einer un-
zulässigen Maßnahme vorliegt, weil der Beschuldigte nicht 
mehr frei entscheiden kann, ob er das Geständnis anbieten soll, 
wenn die in Aussicht gestellte Strafe sehr viel milder ist als 
die bei einer normaler Hauptverhandlung (Strafrahmenprob-
lem). Insoweit muss das Gericht die in Aussicht gestellte Strafe 
nicht nur mit einer oberen, sondern auch einer unteren Grenze 
angeben und dabei „unter freier Würdigung aller Umstände 
des Falles sowie der allgemeinen Strafzumessungserwägun-
gen“ über einen solchen Bereich entscheiden. Das neue Gesetz 
hat allerdings nicht konkret den Maßstab der Strafzumessung 
bei der Verständigung geregelt, z.B. ob die Strafe einen be-
stimmten Prozentsatz geringer als bei der normalen Haupt-
verhandlung sein sollte. Die Folge davon wäre das Problem, 
wie diese Lösung mit einer freien Würdigung des Gerichts 
unter die allgemeinen Strafzumessungserwägungen passen 
könnte. Zwar ist eine gesetzlich allgemeinere Regelung, die 
noch konkreter ist, unmöglich und schädlich. Das Gericht kann 
aber eine zu geringe Strafe verhängen. In einem solchen Fall 
kann der Unterschied zur regulären Strafe nach der Haupt-
verhandlung „die Drohung mit einer nach seinen Vorschriften 
unzulässigen Maßnahme“ sein. Wenn bei normaler Haupt-
verhandlung die Strafaussetzung zur Bewährung unmöglich 
ist, jedoch das Gericht dem Beschuldigten die Bewährung 
gegen ein Geständnis in Aussicht stellt, dann gilt dasselbe. 

Demgegenüber ist es in Japan verfassungsrechtlich verbo-
ten, das Geständnis als Beweis zu verwerten, wenn der Be-
schuldigte z.B. durch Folter zum Geständnis gezwungen wurde 
(Art. 38 Abs. 2 jVerfassung; § 319 Abs. 1 jStPO). Der Sinn 

                                                 
54 Hauer (Fn. 33), S. 28 ff. 
55 Hauer (Fn. 33), S. 28. 
56 BGHSt 43, 195 (198). 

davon ist i.S.d. nemo tenetur-Grundsatzes der Schutz des 
Schweigerechts des Beschuldigten sowie die materielle 
Wahrheitsermittlung – das erzwungene Geständnis könnte 
falsch sein.57 Der jOGH hat in einem Fall, in dem dem    
Beschuldigten gegen ein Geständnis ein Vorteil versprochen 
wurde, erklärt, dass das Geständnis nicht verwendet werden 
darf. In diesem Fall hatte die Staatsanwaltschaft dem Vertei-
diger gesagt, dass sie im Ermittlungsverfahren bei einem 
Geständnis des Beschuldigten von der Erhebung der öffentli-
chen Klage absehen kann.58 Auch die herrschende Meinung 
in der Literatur ist der Rechtsprechung gefolgt, weil so ge-
wonnene Geständnisse wahrscheinlich falsch sind.59 Nach 
dieser h.M. sollte bei einem Geständnis gegen einen Vorteil 
dieses fast immer einem Beweisverwertungsverbot unterlie-
gen, so dass die Verständigung (oder plea bargaining) nicht in 
die jStPO eingeführt werden kann. 

Ich habe schon gegen die h.M. eingewandt und aufgezeigt, 
dass das Geständnis immer noch als Beweis verwendet wer-
den darf, wenn der Inhalt des Vorteils eines Geständnisses im 
rechtsstaatlichen Strafverfahren erlaubt sein und auch nach 
einem solchen Austausch der Beschuldigte freiwillig ein   
Geständnis ablegen kann.60 Meiner Meinung nach ist nicht 
das „Ob“ relevant, sondern „wie“ das Geständnis als Beweis 
verwertet werden darf. Soweit die Freiwilligkeit des Ge-
ständnisses sichergestellt sein sollte, liegt kein Verstoß gegen 
den nemo tenetur-Grundsatz vor. Auch dem Bedürfnis, Lü-
gen auszuschließen, ist dann Genüge getan. 

Demnach kann man in Japan die Frage der Beweisverwer-
tung des Geständnisses nicht vermeiden, um die Verständigung 
einzuführen. Dabei sollte beachtet werden, inwieweit bei der 
deutschen Verständigung das Versprechen eines Vorteils zu 
Gunsten des Beschuldigten erlaubt ist. 
 
(2) Bei ungültiger Verständigung 

Andererseits fragt man sich, ob das vom Beschuldigten vor-
her angebotene Geständnis dann noch als Beweis verwertet 
werden kann, wenn die Verständigung einmal zustande ge-
kommen ist und der Beschuldigte danach im Vertrauen auf 
den Vorteil – die geringere Strafe – in der Haupthandlung das 
Geständnis angeboten hat, doch das Gericht aus irgendwel-
chen Gründen von der Verständigung abweicht und dadurch 
das frühere Versprechen gebrochen wird. 

Auch das Problem ist schon früher nicht nur de lege 
ferenda, sondern auch de lege lata heftig diskutiert worden.61 
Wenn die Forderung der Wahrheitsermittlung für wichtig   
gehalten wird, dann sollte das Geständnis verwertet werden, 
weil es sicher ist, dass der Beschuldigte das Geständnis auch 
abgelegt hat. Da der Beschuldigte im Vertrauen auf das Zu-
standekommen der Verständigung – um dadurch den Vorteil 
zu erzielen – das Geständnis gemacht hat, ist es für den struk-
turell vorher zu erfüllenden Beschuldigten ungünstig, wenn 

                                                 
57 Tsujimoto, Kinki Uni. L.R. 57-4 (2010), 33. 
58 Vgl. jOGH, Beschl. v. 1.7.1966 – j-OGH Str.Rspr. 20, 6, 
537. 
59 Mitsui, Hougaku-kyoushitsu 248 (2001), 84. 
60 Tsujimoto, Kinki Uni. L.R. 57-4 (2010), 33 (55 ff.). 
61 Graumann (Fn. 36), S. 33 ff. 
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trotz abgebrochener Verständigung das Geständnis als Be-
weis verwertet werden kann. Das Problem des Geständnisses 
bei Abbrechen der Verständigung ist zu lösen, indem zwi-
schen der materiellen Wahrheitsermittlung und dem Vertrau-
ensschutz des Beschuldigten bei einer Verständigung abge-
wogen wird. 

Der Gesetzgeber hat letztlich einen Weg gewählt, wonach 
verboten ist, das Geständnis beim Abstandnehmen von der 
Verständigung zu verwerten (§ 257c Abs. 4 S. 3 StPO). Inso-
weit gibt es dem Vertrauen des Beschuldigten Vorrang vor 
der materiellen Wahrheitsermittlung. Eine solche Lösung sollte 
allerdings eine Selbstverständlichkeit sein, wenn das nach der 
Verständigung herrschende Verfahren und das Konfrontations-
verfahren im Wesentlichen unterschieden werden. Der Be-
schuldigte hat also nur im ersten Verfahren ein Geständnis 
abgelegt. Wenn die Verständigung aufgelöst wird, wird das 
Verfahren in das konfrontative Verfahren verschoben. Sofort 
fängt sachlich ein ganz neues Verfahren an – wenn auch nicht 
förmlich. Deswegen ist es notwendig, die Beweisaufnahme 
von neuem zu beginnen. In der Literatur gibt es außerdem die 
Meinung, dass in diesem Fall das Gericht darüber einen aus-
drücklichen Beschluss fassen muss. Es sollte jedenfalls in der 
Wiederholung der Hauptverhandlung (§ 229 Abs. 4 S. 1 StPO) 
kein Geständnis geben. Insoweit gilt dementsprechend auch 
dann dasselbe, wenn der Beschuldigte für die Aufkündigung 
der Verständigung verantwortlich ist. Das neue Gesetz ist  
zutreffend. 

In Japan fragt man sich darüber hinaus, ob das Geständnis 
als Beweis verwertet werden kann, wenn das Strafverfolgungs-
organ dem Beschuldigten einen Vorteil versprochen hat und 
er danach das Geständnis abgelegt hat, dann aber das Ver-
sprechen nicht eingehalten wird.62 Dabei dürfte nach der  
Mehrheitsmeinung das Geständnis wegen eines Beweisverwer-
tungsverbots nicht verwertet werden. Jedenfalls wäre es wün-
schenswert, dass im Gesetz eine Regelung getroffen wird, um 
eine klare Lösung zu ermöglichen. 
 
cc) Glaubhaftigkeit des Geständnisses 

Schließlich sollte gefragt werden, wie die Glaubhaftigkeit des 
Geständnisses bei der Verständigung zu beurteilen ist. Wie 
oben genannt, gibt es in Japan die HOKYO-Rule (Art. 38 
Abs. 3 jVerf.; § 319 Abs. 2 jStPO), es bedarf zumindest des 
Beweises der Glaubhaftigkeit des Geständnisses, damit das 
Gericht den Beschuldigten verurteilen kann. Demgegenüber 
gibt es in Deutschland keine solche Regelung im Gesetz. 
Dennoch gibt es keinen Unterschied zwischen beiden Rechts-
ordnungen, da nach § 257c Abs. 1 S. 2 StPO der Amtsermitt-
lungsgrundsatz „unberührt bleibt“, so dass das Gericht jeden-
falls von der Glaubhaftigkeit des Geständnis überzeugt sein 
muss.63 

Da bei der Verständigung der Beschuldigte ein sogenann-
tes strategisches Geständnis machen kann, sollte gefragt wer-
den, ob die Glaubhaftigkeit des Geständnisses niedriger als bei 
einer normalen Hauptverhandlung beurteilt werden sollte.64 

                                                 
62 Tsujimoto, Kinki Uni. L.R. 57-4 (2010), 33 (56). 
63 BT-Drs. 16/12310, S. 14. 
64 BGHSt 43, 195 (203 ff.). 

Im gesetzgeberischen Verlauf war eine Meinung maßgebend, 
nach der die Glaubhaftigkeit des nach der Verständigung   
angebotenen Geständnisses niedriger eingeschätzt werden 
sollte.65 Da der Beweis für die Bestätigung der Glaubhaf-
tigkeit des Geständnisses unerlässlich ist, sollte damit eine 
Beweisregelung wie in der japanischen HOKYO-Rule im 
Gesetz geregelt werden. Das neue Gesetz bestimmt letztlich 
keine solche Regelung. Der Gesetzgeber meinte, dass die 
Glaubhaftigkeit des Geständnisses in jedem Fall ganz unter-
schiedlich ist und deswegen eine einheitliche Regelung unge-
eignet sei.66 Er hat es der gerichtlichen Amtsermittlung und 
der freien Beweiswürdigung überlassen. 

Auf diese Weise hat der Gesetzgeber das Glaubhaftigkeits-
problem des Geständnisses an den Amtsermittlungsgrundsatz 
gebunden und damit die sogenannte prozessual immanente 
Lösung angestrebt. Darum sollte in Zukunft die gerichtliche 
Amtsermittlung genügend ausgeübt werden, und zwar wie im 
normalen Prozess auch. Die Verständigung mit dem integrier-
ten Amtsermittlungsgrundsatz ist eine Eigentümlichkeit der 
deutschen StPO. 
 
b) Möglichkeit der nachträglichen Kontrolle 

aa) Einschränkung des Rechtsmittels 

Das Rechtsmittel dient der nachträglichen Kontrolle der erst-
instanzlichen Verfahren und ist daher ein wichtiges System, 
deren Rechtmäßigkeit zu sichern.67 Nur ist die Verständigung 
ein System, in dem nach Besprechung zwischen den Prozess-
beteiligten das Urteil – in Deutschland nur die Rechtsfolgen – 
gefunden wird, mit dem alle zufrieden sind. Außerdem zielt 
die Verständigung damit auf die Verringerung der Justizkos-
ten ab. Wenn trotzdem das Rechtsmittel so leicht wie jeher 
eingelegt werden kann, dann kann es sein, dass insgesamt für 
das Verfahren eine lange Zeit erforderlich ist und der Vorteil 
der Verständigung herabgesetzt wird. 

Im Laufe der Gesetzesberatung ist darüber diskutiert wor-
den, ob das Rechtsmittel unter bestimmten Bedingungen ein-
geschränkt werden soll, wenn dem Urteil die Verständigung 
vorausgegangen ist. Der Entwurf des Bundesrats von 200668 
hat vorgeschlagen, dass bei Verständigung die Berufung ganz 
abgeschafft und auch die Revision nur dann möglich sein 
soll, wenn es eine Gesetzesverletzung bei der Verständigung 
oder einen absoluten Revisionsgrund gibt. Auch der Entwurf 
des Bundesministers der Justiz von 200669 hat vorgeschlagen, 
dass nur die Revision mit den Einschränkungen wie im Bun-
desratsentwurf vorgesehen werden soll. Nach den Gründen 
des BT-Entwurfs gibt es keine Notwendigkeit der nachträgli-
chen Kontrolle auf Tatsachenseite und eingeschränkt auf recht-
licher Seite.70 

Das Gesetz sieht aber keine solche Einschränkung der 
Rechtsmittel vor, so dass auch bei der Verständigung sämtli-

                                                 
65 BT-Drs. 16/12310, S. 18. 
66 BT-Drs. 16/12310, S. 21. 
67 Kleinbauer (Fn. 37), S. 15. 
68 BR-Drs. 235/06; BT-Drs. 16/4197. 
69 http://www.bmj.de/files/-/1234/RefE%20Verständigung.pdf. 
70 BT-Drs. 16/4197, S. 11. 
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che Rechtsmittel wie im normalen Verfahren möglich sind. 
Den Grund sieht der letzte Entwurf darin, dass die Wahrheits-
ermittlung als Grundbestandteil des rechtsstaatlichen Straf-
prozesses nicht aufgegeben werden darf und dass die Kon-
trolle durch Rechtsmittel für die Rechtmäßigkeit der Verstän-
digung unerlässlich ist.71 

Ich bin der Meinung, dass die Kontrolle des Rechtsmittels 
unverzichtbar ist, um im rechtsstaatlichen Strafverfahren die 
Justizförmigkeit zu sichern.72 Daher meine ich auch, es ist rich-
tig, dass die Möglichkeit des Rechtsmittels ganz aufrecht-
erhalten wurde. 

Es kann allerdings unterschiedlich eingeschätzt werden, 
ob das Rechtsmittel bei Verständigung wie im normalen  
Verfahren auch die rein tatsächliche Seite sicherstellen sollte. 
Wenn z.B. im konkreten Fall alle Prozessbeteiligten sich auch 
zur tatsächlichen Seite verständigt haben, kann das an sich 
noch nicht das rechtsstaatliche Strafverfahren verletzen, es 
sei denn, der Unterschied zur Wahrheit wird ganz deutlich. In 
Deutschland sollte auch bei der Verständigung auf die Wahr-
heitsermittlung nicht verzichtet werden, wie es das Gesetz  
betont hat.73 Man kann darin die Eigentümlichkeit der deut-
schen Verständigung sehen, der die Amtsermittlung zur 
Wahrheit zu Grunde liegt. 

Das ist auch eine politische Entscheidung, weswegen sie 
als solche eingeschätzt werden sollte. Nur kann es in der   
Praxis geschehen, dass aus irgendwelchen Gründen die Pro-
zessbeteiligten versuchen, die Rechtsmittel einzuschränken. 
 
bb) Verbot des Rechtsmittelverzichts und Möglichkeiten zu 
dessen Umgehung 

Wenn das Gericht sein Urteil der Kontrolle durch das Rechts-
mittel entziehen möchte, dann kann es den Beschuldigten da-
zu bringen, auf Rechtsmittel zu verzichten. Der Rechtsmittel-
verzicht ist bisher als eine solche Methode benutzt worden. 
Auch wenn es im erstinstanzlichen Verfahren irgendeine Ver-
letzung der Absprachenregelungen gibt, so gibt es keine Mög-
lichkeit zu dessen Korrektur ohne Rechtsmittel. Früher hat 
das Gericht manchmal dem Beschuldigten das Versprechen 
abgerungen, auf Rechtsmittel zu verzichten, was auch in der 
Tat stattfand. 

Der BGH hat schon in seiner Grundsatzentscheidung von 
199774 dieses Problem deutlich gesehen und das Versprechen 
des Rechtsmittelverzichts bei Absprachen verboten. In der  
Praxis hat es aber unter Verletzung dieser Regelung viele 
Fälle gegeben, bei denen das Gericht mit dem Beschuldigten 
den Rechtsmittelverzicht abgesprochen hat, weil das für das 
Gericht sehr vorteilhaft war. Dann hat der BGH in seinem 
Beschluss des Großen Senates von 200575 entschieden, dass 
sich das Gericht bei Absprachen vom Beschuldigten den 
Verzicht nicht versprechen lassen darf, aber trotzdem der 
Verzicht als solcher dann gültig ist, wenn das Gericht den 
Beschuldigten bei Urteilsverkündung darüber „qualifiziert“ 

                                                 
71 BT-Drs. 16/12310, S. 22. 
72 Tsujimoto, Kinki Uni. L.R. 57-3 (2009), 17 (31). 
73 BT-Drs. 16/12310, S. 8 f. 
74 BGHSt 43, 195 (204). 
75 BGHSt 50, 40 (62). 

belehrt hat, dass „er in jedem Fall frei in seiner Entscheidung 
ist, ein Rechtsmittel einzulegen“, weil der Beschuldigte einen 
solchen Verzicht freiwillig gemacht hat – die sogenannte 
„qualifizierte Rechtsmittelbelehrung“. Im Gesetzgebungsver-
fahren hat auch der Entwurf der Justizminister von 200676 und 
der letzte Entwurf der Bundesregierung von 2009 eine solche 
Regelung, wie im Beschluss des Großen Senates vorgeschla-
gen, enthalten.77 

In der Beratung des Rechtsausschusses des Bundestags ist 
die Regelung gestrichen worden. Das Gesetz ist letztlich ohne 
diese vom Parlament verabschiedet worden.78 Nach geltendem 
§ 301 Abs. 1 S. 2 StPO „ist ein Verzicht ausgeschlossen“, 
wenn dem Urteil eine Verständigung vorausgegangen ist. Nach 
der Beschlussempfehlung kann damit der Beschuldigte ohne 
Druck ruhig entscheiden, ob er Rechtsmittel einlegen sollte. 
So wurde erreicht, dass das Verbot, den Rechtsmittelverzicht 
versprechen zu lassen, durchgesetzt wurde.79 

Im Hinblick auf das Ziel dieser Regelung und die gesetz-
geberische Geschichte ist bei der Verständigung der Rechts-
mittelverzicht ganz ausgeschlossen worden.80 Insoweit ist das 
Problem über den Rechtsmittelverzicht und dessen Rechts-
folgen gesetzgeberisch gelöst worden.81 

Wenn der Verzicht auf Rechtsmittel trotz dessen Verbots 
versprochen wird und danach der Beschuldigte tatsächlich  
verzichtet, kann man allerdings die Verletzung nicht kontrol-
lieren. Ich glaube, dass es dabei Möglichkeiten der Umge-
hung gibt. Ich kann nur meine Zweifel anbringen. 
 
cc) Möglichkeit der Umgehung mit anderen Methoden 

Da bisher in der Absprachepraxis der Rechtsmittelverzicht 
maßgebend war, kann die Gefahr der Umgehung immer be-
stehen. Ich kann hier auf zwei weitere Probleme hinweisen, 
die in der Praxis tatsächlich entstehen. 
 
(1) Rechtsmittelrücknahme 

Nach § 302 Abs. 1 S. 1 StPO kann der Rechtsmittelberechtig-
te nicht nur auf Rechtsmittel verzichten, sondern auch die 
Rücknahme eines Rechtsmittels erklären. Die Rechtsmittel-
rücknahme kann, anders als der Verzicht, Bestandteil der Ver-
ständigung sein, und deswegen ist sie auch bei der Verständi-
gung wirksam. Demzufolge kann künftig das Mittel insofern 
nützlich werden – oder missbraucht werden –, auch wenn der 
Rechtsmittelverzicht selbst ganz ausgeschlossen ist.82 In der 
Tat war der BGH mit dem Problem schon konfrontiert und 
hat entschieden, dass bei der Verständigung die Rechtsmittel-
rücknahme wirksam ist.83 

Wenn der BGH die Rechtsmittelrücknahme bei Verstän-
digung für gültig hält, dann hat er es bisher damit begründet, 

                                                 
76 http://www.bmj.de/files/-/1234/RefE%20Verständigung.pdf. 
77 BT-Drs. 16/12310, S. 6. 
78 BT-Drs. 582/09, S. 2. 
79 BT-Drs. 16/12310, S. 10. 
80 Niemöller (Fn. 35), S. 145 ff. 
81 S. a.a.O. II. 2. d). 
82 Jahn, StV 2011, 497 (502 ff.) 
83 BGHSt 55, 82. 
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dass der Beschuldigte hier nach einmaliger Rechtsmittelein-
legung in aller Ruhe entscheidet, die Rechtsmittel zurückzu-
nehmen. Er befindet sich nicht wie beim Verzicht in einer 
dringenden Situation und hat damit die Möglichkeit, autonom 
zu entscheiden.84 Wenn er einmal das Rechtsmittel eingelegt 
hat und es danach beliebig zurücknehmen kann, dann ist das 
vom Rechtsmittelverzicht zu unterscheiden; denn hier wird 
die Kausalität zwischen Verständigung und Rücknahmeakt 
unterbrochen. Allerdings könnte der Beschuldigte den Verzicht 
auch innerhalb der Rechtsmittelfrist nach reiflicher Überle-
gung erklären. Doch muss die gesetzgeberische Entscheidung 
respektiert werden, die bei Verständigung den Verzicht ganz 
ausgeschlossen hat. 

De lege ferenda ist die diesmalige Gesetzreform unbefrie-
digend, weil ihr die Gefahr anhaftet, dass eine Umgehung 
leicht herbeigeführt werden kann.85 De lege lata sollte die 
Rechtsmittelrücknahme kein Gegenstand der Verständigung 
sein dürfen86, und es ist dann analog zum Rechtsmittelverzicht-
verbot für ungültig zu erklären, wenn der Beschuldigte direkt 
nach Rechtsmitteleinlegung dieses zurücknimmt.87 
 
(2) Sitzungsprotokoll 

Im Falle einer Verständigung muss im Sitzungsprotokoll    
deren wesentlicher Ablauf und Inhalt wiedergeben werden 
(§ 273 Abs. 1a S. 1 StPO). Und wenn keine Verständigung 
stattfindet, „ist auch dies im Protokoll zu vermerken“ (§ 273 
Abs. 1 S. 3 StPO). Damit sollte die Verständigung nicht nur 
nach ihrem Inhalt, sondern auch nach ihrem Vorhandensein 
transparent sein, so dass die Möglichkeit der nachträglichen 
Kontrolle sichergestellt werden sollte.88 

Nun liegt auch in der Beweiskraft des Sitzungsprotokolls 
(§ 274 S. 1 StPO) die Ursache für die Umgehung des Rechts-
mittelverzichtsverbots. Auch wenn der Rechtsmittelverzicht 
bei Verständigung ausgeschlossen ist, dann kann trotz Existenz 
der Verständigung dies im Protokoll fälschlich als keine Ver-
ständigung über den Rechtsmittelverzicht dargestellt sein. 
Dann ist trotz Verstoßes gegen das Verbot des Rechtsmittel-
verzichts bei Verständigung diese als gültig zu behandeln.89 

In diesem Fall kann der Beschuldigte nur den Nachweis 
der Fälschung des Protokolls und so die Ungültigkeit des 
Rechtsmittelverzichts geltend machen. Nur dürfte hier die  
Rolle der Prozessbeteiligten, die den Verlauf der Verständi-
gung kennen, also insbesondere des Strafverteidigers, sehr 
wichtig sein. 
 
3. Ausblick für die Zukunft 

a) Verteidigungsrecht des Beschuldigten 

Die Verständigung kommt mit Zustimmung des Angeklagten 
und der Staatsanwaltschaft zustande (§ 257c Abs. 4 S. 4 

                                                 
84 BGHSt 50, 40 (61). 
85 Jahn, StV 2011, 497 (503). 
86 BGHSt 55, 82. 
87 Niemöller, StV 2010, 597 (602); Malek, StraFo 2010, 249 
(251); Jahn, StV 2011, 497 (503). 
88 BT-Drs. 16/12310, S. 15. 
89 Jahn, StV 2011, 497 (504). 

StPO). Da in der Tat schon während der Vorbesprechungen 
eine hohe fachliche Kenntnis und die Erfahrung in Strafsachen 
gefordert sind, muss allerdings immer der Verteidiger an der 
Verständigung beteiligt sein. 

Nur ist mit dieser Gesetzesreform kein Fall notwendiger 
Verteidigung bei der Verständigung eingeführt worden, ob-
wohl die Verständigung in sämtlichen Verfahren möglich ist. 
Daher kann der Beschuldigte den Weg einer Verständigung 
in der Tat nicht wählen, wenn er aus finanziellen Gründen 
keinen Verteidiger beauftragen kann, es sei denn, es liegt ein 
Fall der notwendigen Verteidigung vor. Darin kann ein     
Problem der diskriminierenden Justiz gesehen werden.90 In 
Japan gibt es das „Sokketsu-Saiban Verfahren“, das in leichte-
ren Fällen mit Zustimmung des Beschuldigten sehr schnell 
verurteilen kann und immer höchstens mit einer Freiheitsstra-
fe zur Bewährung enden muss, doch hier gibt es die notwen-
dige Verteidigung (§ 350-4 jStPO). Im Hinblick auf die Be-
deutung des Strafverteidigers bei der Verständigung sollte 
daher de lege ferenda die Einführung der notwendigen Ver-
teidigung überlegt werden. 

Der Verteidiger nimmt selbstverständlich die Aufgabe für 
den Schutz der Rechte des Beschuldigten wahr. Zwar gibt es 
in Deutschland seit jeher einen Meinungsstreit über die Rechts-
stellung des Verteidigers,91 doch muss diese Aufgabe immer 
gelten. Aber es ist auf das Problem bei der Verständigung hin-
gewiesen worden, dass der Verteidiger selbst einen Vorteil 
anstrebt und den Beschuldigten „verkaufen“ könnte.92 Wäh-
rend die schnelle Behandlung des Falles für den Verteidiger 
wie auch für das Gericht und die Staatsanwalt ein Vorteil bei 
der Verständigung ist, hat der Beschuldigte dann einen Nach-
teil, wenn er der Verständigung widersprechen möchte, so dass 
es einen Konflikt zwischen Beschuldigtem und Verteidiger 
geben kann. In solchen Fällen muss der Verteidiger selbstver-
ständlich dem Wunsch des Beschuldigten nachkommen, auch 
wenn er ihn von einer Verständigung überzeugen könnte. Der 
Beschuldigte muss immer selbst entscheiden können, ob er der 
Verständigung zustimmen soll.93 

Die Verteidigungsrechte des Beschuldigten müssen ihm 
substantiell gewährleistet werden. Z.B. darf der Verteidiger 
bei der Abfassung eines falschen Protokolls nicht teilnehmen. 
Ferner muss er selbst die Verständigung aufzeichnen, um  
diese im Rechtsmittelprozess beweisen zu können. Die Rege-
lung und die Diskussion zu dieser Frage bleiben abzuwarten. 
 
b) Beteiligung des Opfers an der Verständigung 

Die Verständigung muss in der öffentlichen Hauptverhandlung 
mit allen Prozessbeteiligten stattfinden. Dazu gehört auch der 
Nebenkläger, also das Tatopfer.94 Auch das Opfer ist berech-
tigt, eine Erklärung abzugeben, doch ist seine Zustimmung 
keine Voraussetzung für das Zustandekommen der Verstän-

                                                 
90 Paeffgen, in: Wolter (Hrsg.), Systematischer Kommentar zur 
Strafprozessordnung, Bd. 4, 4. Aufl. 2011, § 202a Rn. 2 bei 
Fn. 11. 
91 Beulke, Der Verteidiger im Strafverfahren, 1980, passim. 
92 Weichbrodt (Fn. 2), S. 129 ff.; Müller (Fn. 8), S. 64 f. 
93 Tsujimoto, Kinki Uni. L.R. 59-1 (2011), 1 (25 f.).  
94 BT-Drs. 16/12310, S. 11 f. 
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digung. Welche Möglichkeiten stehen dem Opfer zu, wenn es 
der Verständigung nicht zustimmt?95 

Wenn das Opfer mit dem Schuldspruch unzufrieden ist, 
dann kann es wegen tatsächlicher Fehler bei amtsgerichtlichen 
Verfahren Berufung einlegen, und zwar z.B., wenn das ange-
fochtene Urteil auf einem unzutreffenden Geständnis beruht. 
Das Opfer kann aber hinsichtlich der Strafzumessung kein 
Rechtsmittel einlegen. Auch wenn kein Opfer als Nebenkläger 
beteiligt ist, muss der Staatsanwalt als der Zustimmungsbe-
rechtigte bei einer Verständigung den Interessen des Opfers 
hinreichend Beachtung schenken. 
 
IV. Zum Abschluss 

Wie oben gesagt, habe ich als Außenstehender in diesem  
Beitrag über die deutsche Verständigung auf theoretische 
Probleme hingewiesen. Natürlich ist ein nationales Rechts-
system eine politische Entscheidung, weswegen man nicht zu 
vorschnell urteilen, sondern eher dessen Vorteile herausstel-
len und die in der Praxis günstigeren Leitgedanken hervorhe-
ben sollte. Außerdem kann die Überprüfung von einem äuße-
ren Standpunkt aus deshalb zu einem Fehler führen, weil die 
Kultur falsch verstanden wird. Insoweit muss man in Zukunft 
die weitere Diskussion abwarten. 

                                                 
95 BT-Drs. 16/12310, S. 19. 


